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Bidens Akzente in

der Steuerpolitik

Seit 20 Jahren ist das Pflegeurteil des Bun- die Kindererziehung bei der Beitragsbe- recht, dass die kostenaufwendige Erziehung dere Zweige der Sozialversicherung zu prü-
V O N T H O M A S S C H W A R T Z

Die US-amerikanische Finanzministerin
Janet Yellen wirbt für eine weltweite Min-
destbesteuerung von Unternehmen. Um
das zu erreichen, fordert sie mehr inter-
nationale Zusammenarbeit. Das ist gut so.
Mit dieser Positionierung kehren die USA
auch auf dem Gebiet der globalen Unter-
nehmensbesteuerung auf die Bühne der
kooperationswilligen Staaten zurück.
Dass das nicht ganz selbstlos geschieht,
braucht in diesem Zusammenhang weder
zu verwundern noch zu stören. Die Pläne
der neuen amerikanischen Administration
sind nicht in erster Linie einem neuen
Verständnis für die enormen weltwirt-
schaftlichen Schäden eines andauernden
Unterbietungswettbewerbs im Blick auf
die Besteuerung von Unternehmen ge-
schuldet. Viel eher entstammen sie der
Notwendigkeit, die geplanten riesigen In-
vestitionen in die amerikanische Infra-
struktur von denen zahlen zu lassen, die
am meisten davon profitieren. Und das
sind die amerikanischen Großkonzerne.
Gerade sie sind trotz der von Trump ein-
geführten Niedrigsteuer nach wie vor
Steuersparweltmeister. Vor wenigen Tagen
erst wurde bekannt, dass 55 hochprofitab-
le Unternehmen 2020 zwar 40 Milliarden
Dollar Gewinn gemacht, aufgrund von
Steuerschlupflöchern aber keinen einzigen
Cent Körperschaftsteuer an den US-Bun-
desstaat abgeführt haben. Mit diesem
skandalösen Zustand soll nach dem Willen
der Biden-Regierung jetzt Schluss sein.
Dazu muss man aber verhindern, dass
diese Firmen in Billigsteuerländer abwan-
dern und dort alle Schlupflöcher nutzen,
um Gewinne steuerlich optimieren zu
können. Dieses Ziel kann durch eine welt-
weit geltende Mindestbesteuerung der
Unternehmen erreicht werden.

Für weltweiten Mindestsatz

Das ist eine richtige Forderung. Staaten
brauchen Steuersysteme, die stabile Ein-
nahmen gewährleisten. Nur so können alle
wichtigen öffentlichen Güter und Dienst-
leistungen für die Bürger verlässlich zur
Verfügung gestellt werden. Das dient be-
sonders den ärmeren Bevölkerungsschich-
ten. Eine globale Mindestbesteuerung ist
dementsprechend ein Baustein für mehr
Gerechtigkeit.
In diesem Zusammenhang wird es auch
notwendig sein, weltweit geltende Stan-
dards für den Verlustabzug von Unterneh-
men zu entwickeln. Nur so kann verhin-
dert werden, dass der Wettlauf um nied-
rige Unternehmenssteuern nicht abgelöst
wird von einem Wettlauf um höhere Ab-
schreibungsmöglichkeiten. Mindestens
genauso wichtig wie ein weltweiter Min-
destsatz bei der Besteuerung von Unter-
nehmen wird aber auch die Festsetzung
einer global geltenden Digitalsteuer sein.
Auch hier macht Janet Yellen einen er-
staunlichen Vorschlag. Sie kann sich einen
Steuersatz von 21 Prozenz auf digitale Ge-
schäfte vorstellen: Das entspricht exakt
dem von ihr geforderten Mindeststeuersatz.
Man kann nur hoffen, dass diese Vorschlä-
ge bis zum Sommer akzeptiert werden.
Damit wäre ein Anfang gemacht, endlich
dem globalen Handelssystem auch ein
weltweites Besteuerungssystem an die
Seite zu stellen.
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desverfassungsgerichts in der Welt. Bis heu-
te hat der Gesetzgeber die Vorgaben aus
Karlsruhe nicht umgesetzt.

„Die Untätigkeit des Gesetzgebers führt
nicht nur zu einer ungerechten Benachteili-
gung von Familien, sondern auch zu Fami-
lien- und Kinderarmut“, erklärt der Präsi-

messung zu berücksichtigen. Die Erziehung
von Kindern habe nämlich in umlagefinan-
zierten Systemen der Absicherung von Al-
tersrisiken eine konstitutive Bedeutung für
die Funktionsfähigkeit des Systems. Hoch-
altrige Pflegebedürftige seien, so die Fest-
stellung des Gerichts, auf die Beiträge der

von Kindern in der auf dem Generationen-
vertrag basierenden Sozialversicherung
einen generativen Beitrag darstellt, den der
Gesetzgeber bei der Bemessung der mone-
tären Sozialversicherungsbeiträge beitrags-
mindernd berücksichtigen muss“, erläutert
Hoffmann. Gerade vor dem Hintergrund

fen sein werde. Deshalb richtet der Fami-
lienbund den Blick auf die Rentenversiche-
rung. Gerade in diesem Generationenver-
trag sei die Kindererziehung ein systemnot-
wendiger Beitrag. „Umso unverständlicher
ist es, dass die Bundesregierung im Bei-
tragsrecht der Rentenversicherung keine
dent des Familienbundes der Katholiken,
Ulrich Hoffmann. „Auf die verfassungs-
rechtlich gebotene Entlastung bei den So-
zialversicherungsbeiträgen warten Fami-
lien bis heute.“ Dabei sei die Entscheidung
aus dem Jahre 2001 ein Meilenstein zur
Herstellung von Familiengerechtigkeit ge-
wesen, ist sich Hoffmann sicher.

In der Entscheidung hatten die Verfas-
sungshüter die Beitragsgestaltung der so-
zialen Pflegeversicherung beanstandet. Der
Gesetzgeber des Jahres 1994 hätte die zu-
nehmende Kinderlosigkeit nicht ignorieren
dürfen. Dazu sei es erforderlich gewesen,
nachwachsenden Generation angewiesen.
Kinderlose hätten Einkommensvorteile
gegenüber Eltern, die wegen ihrer Kinder
Konsumverzicht üben müssten. Das Ge-
richt sah darin einen Verstoß gegen den
Gleichbehandlungsgrundsatz des Artikels 3
Absatz 1 Grundgesetz. Notwendig sei daher
ein Ausgleich, der durch Regelungen erfol-
gen müsse, die die Generation der Eltern
während ihrer Erziehungs- und Erwerbs-
phase entlasten. Die Korrektur müsse auf
der Beitragsebene stattfinden und bis zum
31. Dezember 2004 abgeschlossen sein.

„Seither ist es geltendes Verfassungs-
des demographischen Wandels sei die Um-
setzung des Karlsruher Urteils auch daher
dringend notwendig, um ökonomische An-
reize gegen Kinder zu beseitigen und die
Sozialversicherung zu stabilisieren. In der
Umsetzung des Urteils fordert der Fami-
lienbund einen Kinderfreibetrag in der
Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung,
wie es ihn im Steuerrecht bereits gibt.

Die Richter hätten schon damals darauf
aufmerksam gemacht, dass sich die Trag-
weite ihrer Ausführungen nicht auf die so-
ziale Pflegeversicherung beschränke, son-
dern die Bedeutung des Urteils auch für an-
Notwendigkeit für Familienentlastungen
sieht“, kritisiert Hoffmann.

Auch in der gesetzlichen Krankerbversi-
cherung habe es keine Beitragsentlastung
für Familien gegeben. Daran ändere auch
die Mitversicherung von Familienangehöri-
gen nichts. In der Pflegeversicherung habe
der Gesetzgeber 2005 lediglich einen Kin-
derlosenzuschlag von 0,25 Prozentpunkten
eingeführt. Auch das ist für den Familien-
bund der falsche Weg: „Statt Familien ab-
hängig von der Kinderzahl und entspre-
chend der Höhe ihres generativen Beitrages
zu entlasten, werden Kinderlose belastet.“
Die Situation auf den Intensivstationen spitzt sich wieder zu. Foto: dpa

Die harte Währung der

Pandemie

Warum ein weiterer Lockdown unvermeidlich ist und was das mit der Achillesferse des deutschen Gesundheits-
systems zu tun hat. Eine Analyse V O N S T E FA N R E H D E R

Ü
ber Vieles lässt sich trefflich
streiten. Das ist auch in der
Pandemie nicht anders. Das
fängt bei den täglichen, vom

Robert-Koch-Institut vermeldeten Fallzah-
len an, die genau genommen lediglich die
Zahl der positiv auf das Virus SARS-COV-2
getesteten Personen ausweisen und keines-

VID-19-Erkrankung behandelt werden.
Und genauso diese Zahl steigt seit dem 13.
März wieder an. Ganz gleich also, was man
von der geplanten Änderung des Infek-
tionsschutzgesetzes, von bundeseinheitli-
chen Regeln oder gar abendlichen Aus-
gangssperren, und anderem mehr halten
mag, an diesem Faktum kommt niemand

punkt der zweiten Welle zur Jahreswende.
Damals hatten die Intensivmediziner be-
reits zahlreiche Patienten länderübergrei-
fend verlegt, um wenigstens einige Plätze
für andere Notfallpatienten frei zu halten.
Seit Ende Februar fordern DIVI-Präsident
Gernot Marx und seine Mitstreiter einen
„harten Lockdown für einen Zeitraum von

einem Jahr so gut wie keine Pause be-
kommt. Und das wird sich so schnell auch
nicht ändern. Denn nach jedem Lockdown
rollt für die Teams auf den Intensivstatio-
nen die Welle der „normalen“ Patienten,
deren Operationen aufgeschoben wurden.
„Diese dritte Welle wird das Zünglein an
der Waage“, fürchtet denn auch der Chef-
K
Der Gesetzgeber zieht au

wegs, wie fälschlicherweise immer wieder
behauptet wird, die Zahl der tatsächlich
Neuinfizierten angeben. Das geht über die
Sinnhaftigkeit des Tragens von FFP2-Mas-
ken in menschenleeren Innenstädten und
reicht bis hin zum Verhängen nächtlicher
Ausgangsperren während eines Lockdowns,
in dem Kneipen und Gastronomie ohnehin
geschlossen haben. Zumindest fehlt es an
Studien, die belegen könnten, dass das Vi-
rus ab 21 Uhr besonders aktiv wird und Jog-
ger, Hundebesitzer oder Menschen, die
nach einem langen Arbeitstag im Homeof-
fice noch einen Abendspaziergang unter-
nehmen, im Schutze der Dunkelheit anfällt.

Bei genauerer Betrachtung gibt es im
Grunde überhaupt nur eine „harte Wäh-
rung“ in der Pandemie. Und das ist nicht et-
wa die Zahl der „an oder mit“ COVID-19
Gestorbenen, die im Zweifel auch „an oder
mit“ etwas anderem gestorben wären, son-
dern die Zahl der Menschen, die auf deut-
schen Intensivstationen wegen einer CO-
inderreich
s dem sogenannten „Pflegeur

vorbei. Über die Lage auf den 1 287 deut-
schen Intensivstationen informiert das Re-
gister der „Deutschen Interdisziplinären
Vereinigung der Intensivmediziner“ (DI-
VI). Täglich, jeweils um 12 Uhr 15, wird das
Register aktualisiert. Demnach waren am
13. März in Deutschland 2 721 Intensivbet-
ten mit an COVID-19 erkrankten Patienten
belegt. Am 13. April, nur einen Monat spä-
ter, waren es bereits 4 688. Und diese Zahl
wird in den kommenden Tagen auf jeden
Fall weiter steigen. Und das völlig unabhän-
gig davon, wie schnell und stark die Bundes-
regierung auf die Bremse zu treten gedenkt.
Der Grund: Denn diese Patienten haben
sich bereits mit dem Virus infiziert.

Noch vor Ende April werden die Betten,
die auf deutschen Intensivstationen von
COVID-19-Patienten belegt sein werden,
an der 6 000-Marke kratzen, hat der medi-
zinisch-wissenschaftliche Leiter des DIVI-
Intensivregisters, Christian Karagiannidis,
errechnet. Das wär mehr als auf dem Höhe-
e entlaste
teil“ keine Konsequenzen V O

drei Wochen“.Ein Grund: In Großstädten
und Ballungsräumen sind schon jetzt die
Betten knapp. In der Rheinmetropole Köln
etwa, wo es 455 Intensivbetten gibt, gibt es
nur noch 17 freie Plätze (4 Prozent) In der
Bundeshauptstadt Berlin, die 1 260 Inten-
sivbetten vorhält, sind bereits jetzt 25 Pro-
zent der Betten mit COVID-19-Patienten
belegt. Am 13. April betrugt die Zahl der
freien Plätze hier noch 145. Das klingt viel,
sind aber gerade einmal elf Prozent. In
Regensburg, Kaufbeuren, dem Landkreis
Landshut, Eichsfeld und Frankfurt an der
Oder gab es zum gleichen Zeitpunkt bereits
kein einziges freies Intensivbett mehr.

In den kommenden Tagen werden weite-
re Städte und Landkreisen hinzukommen,
für dann dasselbe gelten wird. Für die Kran-
kenhäuser ist das eine Katastrophe. Nicht
nur, weil sie längst wieder elektive Opera-
tionen verschieben und Patienten vertrös-
ten müssen, sondern auch weil das medizi-
nische und pflegerische Personal seit gut
n
N H E I N R I C H W U L L H O R S T

arzt der Klinik für Innere Medizin und In-
ternistische Intensivmedizin am St.-Anto-
nius-Hospital in Eschweiler, Uwe Janssens.
„Da werden zahlreiche Pflegekräfte endgül-
tig die Segel streichen – und wir können es
ihnen nicht verübeln“, prognostiziert der
vormalige DIVI-Präsident. Dabei räumt
der Intensivmediziner allerdings ein: Schon
vor der Pandemie habe es einen erheblichen
Mangel an Fachpflegepersonal gegeben.
Die Pandemie, so scheint es, führt Staat und
Gesellschaft schonungslos sämtliche
Schwächen des Gesundheitssystem vor Au-
gen. Angefangen bei den Gesundheitsäm-
tern über fehlende Schutzausrüstung bis
hin zum Impfchaos. Eine der gravierends-
ten aber hat nichts mit verschlafener Digi-
talisierung, den Schattenseiten einer globa-
lisierten Wirtschaft oder Produktionseng-
pässen zu tun. Dafür aber viel, mit dem was
am wenigstens menschlich ist: Die man-
gelnde Wertschätzung der in der Pflege Tä-
tigen und deren pausenlose Überlastung.


